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Die kubanische Tageszeitung 
Granma veröffentlichte am Montag 
eine »Reflexion« Fidel Castros 
zum Besuch von US-Präsident 
Barack Obama auf der Insel. Ein 
Auszug:
Betrachten wir, wie heute unser eh-
renwerter Besucher denkt: »Ich bin 
hierhergekommen, um die letzten 
Spuren des Kalten Krieges in Ame-
rika hinter uns zu lassen. Ich bin 
hergekommen, um dem kubanischen 
Volk die Hand der Freundschaft zu 
erreichen.«

Es folgte ein Regen von Ideen, die 
für die Mehrheit von uns vollkom-
men neu waren: »Beide leben wir 
in einer neuen, von Europäern kolo-
nialisierten Welt.« Der nordameri-
kanische Präsident fuhr fort: »Kuba 
wurde ebenso wie die Vereinigten 
Staaten von aus Afrika gebrachten 
Sklaven gebaut; ebenso wie die Ver-
einigten Staaten trägt das kubanische 
Volk das Erbe von Sklaven und Skla-
venhaltern.«

Die eingeborenen Bevölkerungen 
existieren im Geist Obamas nicht. 
Er spricht auch nicht von der Ras-
sendiskriminierung, die durch die 
Revolution beseitigt wurde; dass der 
Ruhestand und das Gehalt aller Ku-
baner durch diese festgelegt wurden, 
bevor Herr Barack Obama zehn Jahre 

alt war. Der verhasste bürgerliche 
und rassistische Brauch, Handlanger 
anzustellen, um schwarze Bürger aus 
den Erholungszentren zu werfen, 
wurde von der Kubanischen Revo-
lution beseitigt. Sie geht durch die 
Schlacht in die Geschichte ein, die 
sie in Angola gegen die Apartheid 
geführt hat. Dadurch beendete sie 
die Existenz von Atomwaffen auf ei-
nem Kontinent mit mehr als einer 
Milliarde Einwohnern. Das war nicht 
das Ziel unserer Solidarität, sondern 
die Hilfe für die Völker von Ango-
la, Moçambique, Guinea-Bissau und 
andere, die unter der faschistischen 
Kolonialherrschaft Portugals stan-
den. (…)

Auch in Afrika glaubten sie, dass 
das revolutionäre Kuba leicht außer 
Gefecht gesetzt werden könnte. Der 
Angriff der Motorbrigaden des ras-
sistischen Südafrikas im Süden An-
golas brachte sie bis in die Nähe 
von Luanda, die Hauptstadt dieses 
Landes. Dort entfesselte sich ein 
Kampf, der sich nicht weniger als 15 
Jahre hinzog. Ich würde davon nicht 
einmal sprechen, wenn ich nicht die 
grundlegende Verpflichtung hätte, 
auf die Rede von Obama im Gro-
ßen Alicia-Alonso-Theater von Ha-
vanna zu antworten. Ich werde auch 
nicht versuchen, Details vorzulegen, 

sondern nur betonen, dass dort ei-
ne ehrenvolle Episode des Kampfes 
für die Befreiung des Menschen ge-
schrieben wurde. (…)

Über die Episode Südafrikas muss 
ich eine weitere Erfahrung anführen. 
Ich war wirklich daran interessiert, 
mehr Details darüber zu erfahren, 
wie die Südafrikaner an die Atom-
waffen gekommen sind. Ich hatte nur 
die sehr genaue Information, dass 
sie nicht mehr als zehn oder zwölf 
Bomben besaßen. Eine sichere Quel-
le wäre der Professor und Forscher 
Piero Gleijeses, der den Text von 
»Missionen im Konflikt: Havanna, 
Washington und Afrika 1959–1976« 
redigiert hat, eine ausgezeichnete 
Arbeit. (…) Als Piero kam, (…) hat-
te ich die Informationen im Zusam-
menhang mit dieser Waffe und der 
Hilfe bekommen, die das rassistische 
Südafrika von Reagan und Israel er-
halten hatte. (…)

Wir haben es nicht nötig, dass uns 
das Imperium irgend etwas schenkt. 
Unsere Anstrengungen werden recht-
mäßig und friedlich sein, denn un-
sere Verpflichtung gilt dem Frieden 
und der Herzlichkeit gegenüber allen 
Menschen, die auf diesem Planeten 
leben.

Übersetzung und vollständiger 
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Dem Allgemeinen Studie-
rendenausschuss, AStA, 
der Johann-Wolfgang-

Goethe-Universität Frankfurt am 
Main ist mit Urteil des Frankfur-
ter Oberlandesgerichts untersagt, 
einen bestimmten Artikel weiter 
zu verbreiten, der sich mit »Pick-
Up-Artists« befasst. Diese soge-
nannte Männerrechtsbewegung 
hat sich dem Aufreißen von Frau-
en verschrieben. Warum pfeifen 
die Betroffenen auf das Verbot?

Die Studierendenvertretungen und 
-verbände wollen ein Zeichen gegen 
Sexismus, sexualisierte Gewalt und 
Zensur setzen. Dazu war es wichtig 
aufzuzeigen, dass sich Kritik nicht ein-
fach unterbinden lässt. Nicht zuletzt 
gibt das Oberlandesgericht – anders 
als zuvor das Landesgericht – der Be-
schwerde statt, weil der AStA sein 
Mandat überschritten hätte. Aus der 
Sicht des Gerichts sei Sexismus ein 
Phänomen, das über die Hochschule 
hinausgeht, und damit dürfe sich der 
AStA zu diesem Thema nicht äußern. 
Wir halten diese Sicht nicht nur für 
absoluten Quatsch, sondern auch für 
hochproblematisch.

Wie treten diese sogenannten 
Pick-Up-Artists an der Frankfur-
ter Goethe-Uni in Erscheinung?
Indem sie ihre erlernten Techniken 

auf Frauen anwenden. Die Frankfur-
ter Zeitungsartikel beschreiben die 
Manipulationsversuche, körperlichen 
Übergriffe und Erniedrigungen, die 
systematisch zum Brechen des Wider-
standes von Frauen eingesetzt werden. 
Wir gehen davon aus, dass derlei sexi-
stische und gewaltvolle Praktiken auch 
an anderen Hochschulen vorzufinden 

sind. Zumindest auf Unipartys zeigen 
sich schon seit Jahren Übergriffe die-
ser Art.

Sie scheuen also nicht davor zu-
rück, über den Kläger zu berich-
ten?

Ehrlich gesagt geht es uns nicht darum, 
diesen Namen in die Öffentlichkeit zu 
zerren. Zwar ist es auch wichtig, Men-
schen vor gewaltvollem Verhalten und 
dazu, falls nötig, vor konkreten Per-
sonen zu warnen. Die Intention war 
allerdings eine andere: Wir wollten mit 
der erneuten Veröffentlichung verdeut-
lichen, dass sich Kritik nicht so leicht 
unterdrücken lässt. Die Wiederveröf-
fentlichung war einerseits ein Akt der 
Solidarität, andererseits richtet sie sich 
gegen die Trennung von Hochschul- 
und Allgemeinpolitik, die das Gericht 
verlautbart hat.

Die Gegenseite behauptet, es gehe 
ihr gar nicht um Zensur, sondern 

allein um den Schutz von Persön-
lichkeitsrechten.

Eine zweifelhafte Darstellung. Hier 
dreht es sich kaum um Persönlichkeits-
rechte an sich. Auch geht es wohl kaum 
darum, eine Person vor der Öffentlich-
keit zu schützen. Schließlich hat diese 
zuvor selbst die Öffentlichkeit gesucht, 
indem sie Fernsehinterviews zum The-
ma gegeben hat, ja, die eigenen Metho-
den sogar vorgeführt hat. Da der Mann 
sowohl auf Homepages als auch im 
Fernsehen mit seinem Klarnamen auf-
tritt, scheint er kein großes Problem im 
eigenen Verhalten zu erkennen. Was 
unterbunden werden soll, ist die Kritik 
an genau diesem Verhalten.

Trotzdem besagt der Richter-
spruch, dass es sich dabei nicht 
um ein hochschulpolitisches The-
ma handeln würde, zu dem sich 
der AStA deshalb nicht äußern 
dürfe. Was entgegnen Sie?

Die Trennung zwischen Hochschul- 
und Allgemeinpolitik ist konstruiert 
und nicht haltbar. Die Hochschule ist 
Spiegel und selbsternannter Entwick-
lungsmotor der Gesellschaft. Wenn 
beispielsweise an der Uni nur jede 
fünfte Professur von einer Frau besetzt 
wird, dann ist es wichtig, nicht nur die-
sen Umstand anzuprangern, sondern 
seine Hintergründe zu analysieren. 
Und die sind in einer patriarchalen Ge-
sellschaftsorganisation zu finden. Die 
Unterteilung in verschiedene politi-
sche Arbeitsbereiche basiert selbst auf 
einer politischen Anschauung. Wenn 
Gerichte sich solche Entscheidungen 
anmaßen, urteilen sie de facto über po-
litische Haltungen. Das ist hochgradig 
problematisch.
 Interview: Ralf Wurzbacher

»Die Hochschule ist Spiegel 
der Gesellschaft«

Flexibler und länger

Gordian Meyer-Plath

BDA-Chef will Arbeitszeitgesetz ändern

Neonaziführer des Tages 

Gordian Meyer-Plath, der 
alerte Chef des Sächsischen 
Verfassungsschutzes, hat 

schlimme Neuigkeiten. Gegenüber 
dem MDR plauderte der Geheim-
dienstler am Dienstag aus dem streng 
geheimen Nähkästchen: »Bei Pegida 
gibt es eine Vielzahl von Äußerun-
gen, die anschlussfähig für Rechtsex-
tremisten sind.«

Grundgütiger, damit hatte nun 
wirklich niemand gerechnet. Pegida 
will also gar nicht am Wettbewerb 
»Unsere Stadt soll schöner werden« 
teilnehmen? Dennoch: »Wir haben, 
und da sind wir uns auch mit dem 
Bundesamt einig, bisher nicht ausrei-
chend Anhaltspunkte dafür, dass es 
sich um eine Bestrebung gegen die 
freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung handelt«. Viel schlimmer ist 
die NPD. Die sitzt zwar nicht mehr 

im Landtag, dennoch gelänge es ihr 
»immer wieder, kampagnenfähig zu 
sein«. Die Neonazipartei sei »Motor 
der rechtsextremistischen, asylfeind-
lichen Agitation im ganzen Land«.

Ein hübsches Beispiel für partielle 
Verleugnung der Wirklichkeit. Denn 
obschon die Rechtsextremen auf der 
Welle nationalistischer Agitation, 
die insbesondere Sachsen erfasst hat, 
fröhlich mitschwimmen: Der wahre 
Rechtsruck kommt aus der »Mitte« 
der Gesellschaft, aus Vorstandseta-
gen, Ministerialbüros und Behörden.

Der Parteizombie NPD ist »aus 
Sicht eines Verfassungsschützers 
nicht zu vernachlässigen«. Natürlich 
nicht, denn ohne den Geheimdienst, 
ohne die Heerscharen von Spitzeln 
gäbe es die Truppe vermutlich längst 
nicht mehr, wegen akuten Mitglie-
dermangels. Doch dann hätte ja auch 
Meyer-Plaths Amt ein Rechtferti-
gungsproblem.

»Man sollte aufpassen, den Ver-
fassungsschutz nicht kaputtzureden. 
Er muss ein attraktiver Arbeitgeber 
bleiben«, befand der »Alte Herr« der 
Burschenschaft Marchia Bonn, der 
selbst schon als »V-Mann-Führer« 
die NSU-Quelle »Piato« protegierte, 
2012 gegenüber der Zeit. Das scheint 
unisono für die NPD zu gelten. 

 (sc)

Vergangenen Sommer war es 
der Achtstundentag, nun ist 
es die gesetzliche Höchstar-

beitszeit von zehn Stunden pro Tag, 
die Ingo Kramer von der Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände (BDA) unter Beschuss 
nimmt. Es müsse »möglich sein, 
auch einmal über zehn Stunden hin-
aus zu arbeiten und den Ausgleich 
hierfür an anderen Tagen zu neh-
men«, forderte der Unternehmer-
funktionär am Dienstag gegenüber 
dpa. Das wolle er in den »Dialog« 
mit Bundesarbeitsministerin Andrea 
Nahles (SPD) einbringen. »Es geht 
nicht darum, die Arbeitszeiten pau-
schal zu verlängern, sondern flexib-
ler auf die Wochentage verteilen zu 
können«, so Kramer.

Noch mehr »Flexibilität« also. 
Als wären die Arbeitszeiten in den 
vergangenen Jahren nicht schon bis 
zum Erbrechen dereguliert worden. 
Im Sinne der Unternehmer, versteht 
sich. Und das keineswegs nur in Be-
reichen, in denen eine gewisse Flexi-
bilität unvermeidbar ist, wie in Kran-
kenhäusern oder bei der Feuerwehr. 
Längst ist es auch in Produktionsbe-
trieben üblich, die Bänder nachts und 
am Wochenende nicht mehr anzu-
halten. So werden Maschinen noch 
intensiver genutzt, der Mensch muss 
sich anpassen.

Durch und durch flexibel muss 
der Arbeitskräfteeinsatz auch sein, 
um jederzeit auf Nachfrageschwan-
kungen reagieren zu können. Durch 
die Produktion von Waren und 
Dienstleistungen »on demand«, also 
auf Abruf, regiert der Markt direkt 
in die Betriebe hinein. Auf Kosten 
der Gesundheit der Beschäftigten, 
die nachweisbar unter überlangen 

und entgrenzten Arbeitszeiten leidet. 
Auch das soziale Leben kommt unter 
die Räder, wenn es keine planbaren 
gemeinsamen Freiräume mehr gibt.

Doch selbstverständlich geht es 
dem »Arbeitgeberpräsidenten« nicht 
nur um Flexibilisierung, sondern 
auch um Verlängerung der Arbeits-
zeiten. »Wir müssen uns darauf 
einstellen, dass wir irgendwann nicht 
mehr mit 67 Jahren in Rente gehen 
können«, sagte er gegenüber der Fun-
ke-Mediengruppe. Es ist noch keine 
zehn Jahre her, seit die Regierung die 
Heraufsetzung des Renteneintritts-
alters auf 67 Jahre beschlossen hat. 
Davor hatte es neun Jahrzehnte lang 
unverändert bei 65 gelegen. Bis 2029 
soll die Erhöhung schrittweise um-
gesetzt werden. Dennoch trommelt 
Kramer schon jetzt für eine weitere 
Anhebung.

Die Argumente sind dieselben wie 
2007: Die »Alters- und Gesundheits-
entwicklung« erfordere ein längeres 
Arbeitsleben, weil die Alten sonst 
nicht versorgt werden könnten. Das 
ignoriert, dass die Produktivität jedes 
Jahr wächst, die Gesellschaft immer 
reicher wird. Vor diesem Hintergrund 
wären die Verkürzung der Lebens-, 
Wochen und Tagesarbeitszeiten an-
gesagt, nicht deren Verlängerung.

Die Äußerungen des BDA-Chefs 
sind eine Kampfansage. Gewerk-
schaften und Linke sollten nicht nur 
die gesetzlichen Beschränkungen 
konsequent verteidigen und ihre Ein-
haltung einfordern. Eine offensive 
Auseinandersetzung um Arbeits-
zeitverkürzung, gegen die Rente mit 
67 und für mehr Souveränität der 
Beschäftigten bei der Arbeitseintei-
lung wäre die richtige Antwort auf 
Kramers Dreistigkeiten.

Daniel Behruzi

Studierendenvertretung soll sich nicht zu Sexismus an der Uni 
äußern, da dies allgemeinpolitisch sei. Gespräch mit Sandro Philippi 
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Sandro Philippi ist Vorstandsmitglied 
beim »Freien Zusammenschluss von 

StudentInnenschaften« (FZS), einem 
bundesweiten Dachverband von 
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